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Schulschwänzen für günstigere Reisen:
Bußgelder drohen Eltern

Eltern, die Ferien verlängern, riskieren Bußgelder bis zu
1.500 Euro. Ein Blick auf die Konsequenzen des

Schulschwänzens.

In den deutschen Bundesländern stagniert der Kampf gegen das
unerlaubte Schulschwänzen, da immer mehr Familien
versuchen, durch frühzeitige oder verlängerte Urlaubsreisen
Geld zu sparen. Diese Praxis hat jedoch nicht nur finanzielle,
sondern auch rechtliche Konsequenzen und wirft die Frage auf,
wie wichtig der Schulbesuch wirklich ist. 

Die finanziellen Auswirkungen für Familien

Besonders während der Sommerferien können bereits ein oder
zwei Tage Urlaub mehrere Hundert Euro sparen. Auf diese Weise
umgehen viele Eltern die hohen Preise während der Hauptsaison
und genießen entspannendere Reisen mit weniger Verkehr.
Doch diese vermeintlichen Vorteile können schnell in Ärger
umschlagen, da die finanzielle Einsparung durch mögliche
Bußgelder wieder zunichtegemacht wird. In Nordrhein-Westfalen
etwa können diese Bußgelder bis zu 1.000 Euro betragen, was
für viele Familien eine erhebliche Belastung darstellt.

Die Rolle der Schulen und Behörden

Den Schulen kommt eine wichtige Rolle zu, da sie Fehlzeiten
melden. Diese Meldungen führen dazu, dass die Kommunen
eintreten und Bußgelder verhängen, wodurch das Problem des
Schulschwänzens in den Vordergrund rückt. In Niedersachsen



drohen Eltern beispielsweise Bußgelder, wenn ihre Kinder nach
Ferienende nicht rechtzeitig wieder im Unterricht sind. Das
Kultusministerium betont, dass selbst fahrlässige Verstöße hohe
Strafen nach sich ziehen können.

Schulpflicht als gesellschaftliches Gut

Die Schulpflicht in Deutschland ist ein gesetzlich verankertes
Gut, das einen hohen Stellenwert in der Gesellschaft hat. Laut
einer Sprecherin des Kultusministeriums Niedersachsen ist es
entscheidend, dass Eltern sich ihrer Vorbildfunktion bewusst
sind. Unerlaubtes Fernbleiben vom Unterricht hat nicht nur
rechtliche Konsequenzen, sondern stellt auch die Frage nach der
Bildung und dem verantwortungsvollen Verhalten von Eltern und
Kindern.

Steigende Zahlen und die Realität der
Eltern

Die Statistiken zeigen, dass das Problem allgegenwärtig ist.
Allein im letzten Jahr wurden in Nordrhein-Westfalen rund 2.000
Verfahren wegen unerlaubten Ferienverlängerungen eingeleitet.
Die tatsächlichen Zahlen könnten aufgrund fehlender
Meldungen von Grund- und Hauptschulen noch höher sein. In
Bremen wurden in der vergangenen Schule über 150
Bußgeldbescheide aufgrund unerlaubter Ferienverlängerungen
erlassen.

Anträge auf Beurlaubung und deren
Grenzen

Obwohl Beurlaubungen vom Unterricht grundsätzlich möglich
sind, müssen Eltern dafür einen Antrag stellen und einen
wichtigen Grund nachweisen. Reisebuchungen zählen in der
Regel nicht als ausreichend, um eine Beurlaubung rechtfertigen
zu können. In Rheinland-Pfalz wird beispielsweise klargestellt,
dass lediglich Anlässe wie Beerdigungen als wichtige Gründe



anerkannt werden. Der Schulbesuch als Teil der Bildung ist und
bleibt eine klare Priorität der Bildungspolitik.

Ein kontroverses Thema in der Gesellschaft

Das Streben nach kostenbewussten Urlaubsreisen führt zu
einem gesellschaftlichen Dilemma. Die Frage, wie wichtig die
Schulpflicht in der heutigen Zeit ist und inwiefern Eltern die
Verantwortung für die Bildung ihrer Kinder ernst nehmen, wird in
dieser Diskussion deutlich. Letztlich müssen Familien abwägen,
ob ihre finanziellen Ersparnisse die möglichen rechtlichen
Konsequenzen wert sind.
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